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Etappensieg für Hundehalter:

Gericht erklärt Kampfhundeverordnungen teilweise für ungültig

Im Juli und im Dezember 2002 fielen wichtige Gerichtsentscheidungen zu Landes-Hundeverordnungen und die Bedeutung von Rasselisten, über die die Gefährlichkeit von Hunden derzeit definiert wird: Mitte und Ende des Jahres 2002 hatten das Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt sowie das Bundesverwaltungsgericht Leipzig über Kampfhundeverordnungen der Länder Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein verhandelt. 

Im Kern erklärte das Bundesverwaltungsgericht die Länder-Kampfhundeverordnungen in weiten Teilen für ungültig. Die Richter bestätigten die Auffassung, die auch die FDP seit langem vertritt: Die Gefährlichkeit von Hunden lasse sich nicht allein dadurch ableiten, welcher Rasse Hunde angehörten. Es sei wissenschaftlich noch nicht abschließend geklärt, welche Bedeutung der genetischen Veranlagung eines Hundes als Ursache für Beiß-Attacken im Verhältnis zu anderen Einflüssen, wie Erziehung und Ausbildung, zukomme.

Diese neuesten Urteile deuten zwar eine deutliche Korrektur der Argumentationsbasis von Rot-Grün für das bestehende "Gesetz zur Bekämpfung gefährlicher Hunde" –aber keine vollständige Aufhebung der Verordnungen oder gar Abschaffung der Rasselisten. 

Die FDP hat sich seinerzeit als einzige Fraktion im Deutschen Bundestag gegen die Definition von Gefährlichkeit von Hunden über eine bestimmte Rassezugehörigkeit ausgesprochen. Rasselisten schützen niemanden tatsächlich vor gefährlichen Hunden! Keine der vier im Bundesgesetz gelisteten Rassen führen die deutsche Beiß-Statistik an. 

Wir Liberalen sehen uns bestätigt in unserer seit langem vertretenen Auffassung, dass nur eine sorgfältige Individualprüfung von Hund und vor allem Halter eine größtmögliche Sicherheit bietet. 

Hier besteht auf der Bundesebene dringend Korrekturbedarf an einem Gesetz, das mit "heißer Nadel" gestrickt wurde. Deshalb mußten wieder einmal Gerichte die Hausaufgaben der Politik machen. Hätte die rot-grüne Bundesregierung vor Verabschiedung des "Gesetzes zur Bekämpfung gefährlicher Hunde" eine von der FDP für notwendig gehaltene Expertenanhörung zugelassen, wäre Mensch, Tier und Justiz

eine Menge Ärger, Leid, Kosten und Arbeit erspart geblieben. 

Nach den jüngsten Urteilen wird die FDP-Bundestagsfraktion die Bundesregierung zu einem Erfahrungsbericht im Umgang mit dem genannten Gesetz auffordern und Änderungen anmahnen.
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